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Hinweis auf Stammrechtssatz

GRS wie Ra 2021/20/0246 E 25. Juli 2023 RS 15

Stammrechtssatz

Bei der Beurteilung nach § 6 Abs. 1 Z 4 AsylG 2005, ob der Fremde "wegen dieses strafbaren Verhaltens eine Gefahr für

die Gemeinschaft bedeutet", ist zu prüfen, ob der betre=ende Fremde eine tatsächliche, gegenwärtige und erhebliche

Gefahr für ein Grundinteresse der Allgemeinheit des Mitgliedstaats darstellt, in dem er sich aufhält. Dabei kann - unter

Beachtung der weiteren Voraussetzungen des § 6 Abs. 1 Z 4 AsylG 2005 (wie etwa, dass zwingend eine Verurteilung

wegen eines Verbrechens im Sinn des § 17 StGB vorliegen muss) sowie der sonstigen Vorgaben des Art. 14 Abs. 4 lit. b

StatusRL - auf die Rechtsprechung des VwGH zum identen, in § 67 Abs. 1 zweiter Satz FrPolG 2005 enthaltenen

Maßstab zurückgegri=en werden. Im Rahmen der Gefährdungsprognose ist auf Grund konkreter Feststellungen zu

den maßgeblichen Umständen eine Beurteilung dahin vorzunehmen, ob und im Hinblick auf welche Umstände die

Gefährdungsannahme gerechtfertigt ist. Es ist nicht auf die bloße Tatsache der Verurteilung des Fremden, sondern auf

die Art und Schwere der zugrunde liegenden Straftat und auf das sich daraus ergebende Persönlichkeitsbild

abzustellen. Für eine nachvollziehbare Gefährdungsprognose ist es nicht ausreichend, wenn lediglich das Gericht, die

Urteilsdaten, die maßgeblichen Strafbestimmungen und die verhängte Strafe angeführt werden. Je nach Lage des

Einzelfalls wird es mitunter auch nicht ausreichend sein, die im Urteilstenor des Strafgerichts zum Ausdruck

kommenden Tathandlungen wiederzugeben, sondern sich als notwendig darstellen, darüber hinausgehende

Feststellungen zu tre=en, um die Gefährdungsprognose in einer dem Gesetz entsprechenden Weise vornehmen zu

können. Dass der betre=ende Drittstaatsangehörige wegen einer besonders schweren Straftat rechtskräftig verurteilt

wurde, ist aber von besonderer Bedeutung. Dies kann nach den Umständen der Begehung dieser Straftat dazu
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beitragen, das Bestehen einer tatsächlichen und erheblichen Gefahr für ein Grundinteresse der Allgemeinheit zu

belegen. Aus Vorstrafen des Fremden darf nicht automatisch geschlossen werden, dass das geforderte Maß der Gefahr

vorliegt. Je später nach der rechtskräftigen Verurteilung wegen einer besonders schweren Straftat eine Entscheidung

über das Vorliegen des Ausschlussgrundes getro=en wird, desto mehr sind bei der Prüfung, ob eine tatsächliche und

erhebliche Gefahr zu demjenigen Zeitpunkt besteht, zu dem die Entscheidung getro=en wird, die Entwicklungen nach

der Begehung einer solchen Straftat zu berücksichtigen.Bei der Beurteilung nach Paragraph 6, Absatz eins, Zi=er 4,

AsylG 2005, ob der Fremde "wegen dieses strafbaren Verhaltens eine Gefahr für die Gemeinschaft bedeutet", ist zu

prüfen, ob der betre=ende Fremde eine tatsächliche, gegenwärtige und erhebliche Gefahr für ein Grundinteresse der

Allgemeinheit des Mitgliedstaats darstellt, in dem er sich aufhält. Dabei kann - unter Beachtung der weiteren

Voraussetzungen des Paragraph 6, Absatz eins, Zi=er 4, AsylG 2005 (wie etwa, dass zwingend eine Verurteilung wegen

eines Verbrechens im Sinn des Paragraph 17, StGB vorliegen muss) sowie der sonstigen Vorgaben des Artikel 14,

Absatz 4, Litera b, StatusRL - auf die Rechtsprechung des VwGH zum identen, in Paragraph 67, Absatz eins, zweiter Satz

FrPolG 2005 enthaltenen Maßstab zurückgegri=en werden. Im Rahmen der Gefährdungsprognose ist auf Grund

konkreter Feststellungen zu den maßgeblichen Umständen eine Beurteilung dahin vorzunehmen, ob und im Hinblick

auf welche Umstände die Gefährdungsannahme gerechtfertigt ist. Es ist nicht auf die bloße Tatsache der Verurteilung

des Fremden, sondern auf die Art und Schwere der zugrunde liegenden Straftat und auf das sich daraus ergebende

Persönlichkeitsbild abzustellen. Für eine nachvollziehbare Gefährdungsprognose ist es nicht ausreichend, wenn

lediglich das Gericht, die Urteilsdaten, die maßgeblichen Strafbestimmungen und die verhängte Strafe angeführt

werden. Je nach Lage des Einzelfalls wird es mitunter auch nicht ausreichend sein, die im Urteilstenor des Strafgerichts

zum Ausdruck kommenden Tathandlungen wiederzugeben, sondern sich als notwendig darstellen, darüber

hinausgehende Feststellungen zu tre=en, um die Gefährdungsprognose in einer dem Gesetz entsprechenden Weise

vornehmen zu können. Dass der betre=ende Drittstaatsangehörige wegen einer besonders schweren Straftat

rechtskräftig verurteilt wurde, ist aber von besonderer Bedeutung. Dies kann nach den Umständen der Begehung

dieser Straftat dazu beitragen, das Bestehen einer tatsächlichen und erheblichen Gefahr für ein Grundinteresse der

Allgemeinheit zu belegen. Aus Vorstrafen des Fremden darf nicht automatisch geschlossen werden, dass das

geforderte Maß der Gefahr vorliegt. Je später nach der rechtskräftigen Verurteilung wegen einer besonders schweren

Straftat eine Entscheidung über das Vorliegen des Ausschlussgrundes getro=en wird, desto mehr sind bei der Prüfung,

ob eine tatsächliche und erhebliche Gefahr zu demjenigen Zeitpunkt besteht, zu dem die Entscheidung getro=en wird,

die Entwicklungen nach der Begehung einer solchen Straftat zu berücksichtigen.
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